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Teil I Allgemeine Bestimmungen
1. Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Versichert ist auf Grundlage der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB)
und den nachfolgenden Vereinbarungen die gesetzliche
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers aus allen seinen sich aus der Betriebsbe-
schreibung ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhält-
nissen und Tätigkeiten. 

Vertragsteile:
Im Einzelnen befinden sich die Bestimmungen zur 
– Betriebs- bzw. Berufshaftpflicht-Versicherung in Teil I

und Teil II, Teil V und für das Produkthaftpflicht-Risi-
ko zusätzlich Teil III

– Umwelthaftpflicht-Versicherung in Teil I (sofern nicht
etwas anderes bestimmt ist) und Teil IV

2. Versehensklausel
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf verse-

 



hentlich nicht gemeldete, nach Beginn der Versicherung
eingetretene Risiken die im Rahmen des Betriebes lie-
gen und weder nach den Allgemeinen noch Besonde-
ren Bedingungen des Vertrages von der Versicherung
ausgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich
des Versäumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich
die entsprechende Anzeige zu erstatten und den da-
nach zu vereinbarenden Beitrag von Gefahreneintritt an
zu entrichten. 
Die Bestimmungen der Versehensklausel gelten nicht
für die Umwelthaftpflicht-Versicherung. 

3. Mitversicherte Personen (für Schulen und Kindergär-
ten gilt ausschließlich Teil V Ziffer 1.2)

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die persön-
liche gesetzliche Haftpflicht 
1. der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-

mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft; 

2. sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen und in den
Betrieb des Versicherungsnehmers durch Vertrag
eingegliederten Mitarbeiter fremder Unternehmen
für Schäden, die diese in Ausführung ihrer dienstli-
chen Verrichtung verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Per-
sonenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch (SGB
VII) handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen
derselben Dienststelle zugefügt werden.

3. Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 1 und 2 be-
steht auch, wenn
– die vorgenannten Personen für den versicherten

Betrieb, z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit,
Sicherheitsbeauftragte (auch Beauftragte für Im-
missionsschutz, Strahlenschutz, Gewässerschutz
und Abfallbeseitigung), Datenschutzbeauftragte,
Betriebsräte, Betriebsärzte und deren Hilfsperso-
nen – auch bei Gewährung „Erster Hilfe“ außer-
halb des Betriebes – tätig werden.

– die vorgenannten Personen aus ihrer früheren
dienstlichen Tätigkeit für den versicherten Betrieb
in Anspruch genommen werden.

4. des jeweiligen angestellten „verantwortlichen Bau-
leiters“ im Sinne der Bauordnung der einzelnen
Bundesländer, auch für den Fall, dass dessen Auf-
gaben über die eigentliche Betriebstätigkeit für den
Versicherungsnehmer hinausgehen.

4. Subunternehmer 
Im Rahmen des Vertrages und der im Versicherungs-
schein aufgeführten Betriebsbeschreibung ist mitversi-
chert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Beauftragung fremder Unternehmen ein-
schließlich Transportunternehmen (insoweit abweichend
von Teil I Ziffer 6.2.1) mit der Ausführung von Verrich-
tungen im Interesse des versicherten Betriebes.
Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der frem-
den Unternehmen und ihres Personals.

5. Deckungserweiterungen

5.1 Vorsorgeversicherung
Für Risiken (nicht jedoch für die Umwelthaftpflicht-Ver-
sicherung – siehe hierzu Teil IV Ziffer 2.1), die für den
Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung
neu entstehen, besteht im Rahmen des Vertrages Versi-
cherungsschutz. Dieser beginnt sofort mit ihrem Eintritt,
ohne dass es einer besonderen Anzeige bedarf.
Für die Vorsorgeversicherung gelten die vertraglich ver-
einbarten Versicherungssummen. 

5.2 Auslandsdeckung (für Schulen und Kindergärten gilt
ausschließlich Teil V, Ziffer 1.3, für Schausteller Teil V,
Ziffer 14 und für die Umwelthaftpflicht-Versicherung 
Teil IV, Ziffer 8)
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB –
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers

wegen im europäischen Ausland vorkommender Versi-
cherungsfälle
– aus Anlass von Bau-, Montage-, Wartungs- und Re-

paraturarbeiten (auch Inspektion und Kundendienst)
oder aus sonstigen Leistungen;

– durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer
dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen

und darüber hinaus wegen im Ausland vorkommender
Versicherungsfälle
– aus Anlass von Geschäfts- und Dienstreisen oder

aus der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen,
Messen und Märkten. Bau-, Montage-, Wartungs-
und Reparaturarbeiten (auch Inspektion und Kun-
dendienst) oder sonstige Leistungen gelten nicht als
Geschäftsreisen;

– durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind,
ohne dass der Versicherungsnehmer sie dorthin ge-
liefert hat oder hat liefern lassen.

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der
Haftpflicht für im Ausland gelegene Betriebsstätten
(z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Lä-
ger und dergleichen) sowie eine Erweiterung des Ex-
port-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außer-
halb Europas.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-
cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit
der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche
gegen den Versicherungsnehmer und die unter Ziffer
3.1 genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches (SGB VII) unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB).
Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die
Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekos-
ten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 
Bei Versicherungsfällen in USA und Kanada sowie de-
ren Territorien oder Ansprüchen, die in den USA und
Kanada sowie deren Territorien geltend gemacht wer-
den, findet eine evtl. vereinbarte Selbstbeteiligung (sie-
he Versicherungsschein) bei Geschäftsreisen sowie bei
der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen
und Märkten keine Anwendung.
Auf die Risikoabgrenzungen (Ziffer 6) wird besonders
hingewiesen.

5.3 Nachhaftung
Wird der Versicherungsvertrag allein aus Gründen der
endgültigen und völligen Betriebs- und/oder Produkti-
ons- und Lieferungseinstellung bzw. Beendigung der
Berufsausübung (nicht aus irgendwelchen anderen
Gründen, wie z. B. Änderung der Rechtsform, Kündi-
gung durch einen Vertragspartner) beendet, besteht –
mit Ausnahme der Umwelthaftpflicht-Versicherung –
Versicherungsschutz für nach Beendigung des Versi-
cherungsvertrages eintretende Versicherungsfälle, die
vor diesem Zeitpunkt verursacht wurden.
Der Nachhaftungszeitraum entspricht der abgelaufenen
Laufzeit dieses Versicherungsvertrages, höchstens je-
doch 5 Jahre.
Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfan-
ges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem
das Vertragsverhältnis endet.

5.4 Abwässerschäden
Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziffer
7.14.1 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

 



rungsnehmers wegen Sachschäden, die durch Abwäs-
ser entstehen. Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden
an Entwässerungsleitungen durch Verschmutzungen
und Verstopfungen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Ziffer 7.10.2 AHB bleibt unberührt.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.

5.5 Schiedsgerichtsvereinbarungen
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Ein-
tritt eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versi-
cherungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgen-
den Mindestanforderungen entspricht:
– Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei

Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein
und soll die Befähigung zum Richteramt haben.
Haben die Parteien ihren Firmensitz in verschiede-
nen Ländern, darf er keinem Land der Parteien an-
gehören.

– Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem
Recht und nicht lediglich nach billigem Ermessen
(ausgenommen im Falle eines Vergleichs, sofern
dem Versicherer die Mitwirkung am Verfahren er-
möglicht wurde). Das anzuwendende materielle
Recht muss bei Abschluss der Schiedsgerichtsver-
einbarung festgelegt sein.

– Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und
begründet. In seiner Begründung sind die die Ent-
scheidung tragenden Rechtsnormen anzugeben.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versi-
cherer die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren un-
verzüglich anzuzeigen und dem Versicherer die Mitwir-
kung am Schiedsgerichtsverfahren entsprechend der
Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des ordentli-
chen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der
Auswahl des vom Versicherungsnehmer zu benennen-
den Schiedsrichters ist dem Versicherer eine entschei-
dende Mitwirkung einzuräumen.

5.6 Erweiterter Strafrechtsschutz
Ziffer 5.3 AHB erhält folgende Fassung: „In einem Straf-
verfahren wegen eines Ereignisses, das einen unter den
Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur
Folge haben kann, übernimmt der Versicherer die Ge-
richtskosten sowie die gebührenordnungsmäßigen –
gegebenenfalls auch die mit dem Versicherer beson-
ders vereinbarten höheren – Kosten der Verteidigung“.
Anstelle von Ziffer 6.5 und Ziffer 6.6 AHB gilt Folgen-
des: „Die Aufwendungen des Versicherers gemäß Ab-
satz 1 werden nicht als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet“. 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben
Geldbußen, Geldstrafen und Strafvollstreckungskosten.

5.7 Aktive Werklohnklage (sofern besonders vereinbart,
siehe Versicherungsschein) 

5.7.1 Der Versicherer trägt – insoweit ergänzend zu Ziffer 5
und Ziffer 6 AHB – die gebührenordnungsgemäßen
Kosten für die gerichtliche Durchsetzung von Werklohn-
forderungen des Versicherungsnehmers gegen seinen
Auftraggeber, soweit
– der Auftraggeber des Versicherungsnehmers auf-

grund eines behaupteten Haftpflichtanspruchs, der
unter den Versicherungsschutz dieses Vertrages fal-
len würde (deliktischer Schadenersatzanspruch), die
Aufrechnung mit Schadenersatzansprüchen erklärt
hat und

– es sich bei dem Auftraggeber nicht um einen öffent-
lichen Auftraggeber (z. B. Städte, Kommunen, Ge-
meinden, Staat) handelt und

– die Werklohnforderung an sich in voller Höhe un-
strittig ist. Als Nachweis, dass die Werklohnklage un-
strittig ist, hat der Versicherungsnehmer ein schrift-
liches Abnahmeprotokoll des Werkes einzureichen,
von welchem der Werklohn einbehalten wurde.

Dies gilt nicht, wenn und soweit der Auftraggeber Ver-
tragserfüllungs- oder Gewährleistungsansprüche gel-
tend macht.

5.7.2 Der Versicherer trägt die Kosten in dem Verhältnis, in
dem der Schadenersatzanspruch zur geltend gemach-
ten Werklohnklage steht.

5.7.3 Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn
durch ein Urteil festgestellt wird, dass die Werklohnfor-
derung ganz oder teilweise aus anderen als unter Ziffer
5.7.1 genannten Gründen unbegründet ist.

5.7.4 Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der
Versicherer die Kosten anteilig in Höhe der Vergleichs-
quote.

5.7.5 Versicherungsschutz besteht nur unter der Vorrauset-
zung, dass der einbehaltene Werklohn je Werk die im
Versicherungsschein ausgewiesene Höchstsumme nicht
übersteigt. Sofern diese Begrenzung überschritten wird,
entfällt der Versicherungsschutz für den gesamten Auf-
trag, durch welchen diese Grenze überschritten wird.

5.7.6 Für einbehaltenen Werklohn, der unter der im Versiche-
rungsschein ausgewiesenen Mindestsumme liegt, be-
steht kein Versicherungsschutz.

5.8 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versiche-
rungsnehmers
Eingeschlossen sind – teilweise abweichend von Ziffer
7.5 AHB – auch Ansprüche der gesetzlichen Vertreter
des Versicherungsnehmers und ihrer Angehörigen,
wenn der Schaden durch einen Umstand verursacht
wird, der nicht im Zuständigkeitsbereich des betreffen-
den gesetzlichen Vertreters liegt.

5.9 Ansprüche Mitversicherter Personen untereinander
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4.3 AHB
– auch Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher
Personen untereinander wegen 
– Sachschäden
– Personenschäden, bei denen es sich nicht um Ar-

beitsunfälle und Berufskrankheiten in dem Betrieb
handelt, in dem die schadenverursachende Person
beschäftigt ist.

5.10 Mangelbeseitigungsnebenkosten (Erläuterung) 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschä-
den, die als Folge eines mangelhaften Werkes auftreten,
und erfasst insoweit auch die Kosten, die erforderlich
sind, um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der
Schadenbeseitigung zugänglich zu machen und um
den vorherigen Zustand wieder herzustellen. 
Nicht versichert sind diese Kosten, wenn sie nur zur
Nachbesserung aufgewendet werden, ohne dass ein
Folgeschaden eingetreten ist sowie die Kosten des Ver-
sicherungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an
der Werkleistung selbst.

6. Risikoabgrenzungen 

6.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht
aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb
oder Beruf eigen noch sonst dem versicherten Risiko
zuzurechnen sind
– wegen Schäden an Kommissionsware;
– aus der Herstellung, Verarbeitung und der Beförde-

rung von Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu
Großhandelszwecken; ferner aus der Veranstaltung
oder dem Abbrennen von Feuerwerken;

– wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG),
soweit es sich um die Beschädigung von Grund-
stücken, deren Bestandteilen und Zubehör handelt;

– wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des
§ 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser-
und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubex-
plosionen;

– wegen Schäden, die durch bewusst vorschriftswid-
rige Sicherung der Grubenränder bei Sandgruben,
Steinbrüchen und dergleichen entstehen;

– wegen Schäden aus Anlass von Einreiß- und Ab-
brucharbeiten, sofern diese nicht nur und im Rah-
men von Neu- und Umbaumaßnahmen erfolgen.
Ausgeschlossen bleiben Sachschäden in einem
Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißen-
den Bauwerkes entspricht. Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein;

– wegen Schäden durch Sprengungen jeder Art, so-
fern nicht eine besondere Vereinbarung hierüber mit
dem Versicherer getroffen worden ist. Auch wenn
eine solche Vereinbarung getroffen worden ist, sind
in jedem Falle ausgeschlossen Sachschäden, die an
Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m
entstehen;

– wegen Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Unter-
grundbahnbau (auch bei offener Bauweise);

– wegen Schäden aus dem Verändern der Grundwas-
serverhältnisse;

– wegen Schäden im Zusammenhang mit elektroma-
gnetischen Feldern;

 



– wegen Ansprüchen gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den
Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts-, oder
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder
explosiblen Stoffen verursachen;

– wegen Sach- und Vermögensschäden;
– an Daten, Datenträgern und Programmen durch

Datenverarbeitung, insbesondere durch falsche
oder fehlerhafte Daten, Programme oder Hard-
ware:

– durch vom Versicherungsnehmer hergestellte, ge-
lieferte, modifizierte oder installierte Software, 

und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden,
– wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb

von Anlagen oder Einrichtungen zur Zwischen- oder
Endablagerung von Abfällen, soweit es sich nicht
um eine kurzfristige Zwischenlagerung eigener Ab-
fälle auf dem Betriebsgelände handelt;

– wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen, die
darauf zurückzuführen sind, dass Stoffe;
– ohne Genehmigung des Inhabers bzw. Betreibers

der Deponie / Abfallentsorgungsanlage; 
– unter bewusster Nichtbeachtung von dem Ge-

wässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnun-
gen, an den Versicherungsnehmer gerichteten
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen;

– unter bewusster Nichtbeachtung von Auflagen
und Hinweisen des Inhabers bzw. Betreibers der
Deponie / Abfallentsorgungsanlage oder seines
Personals; 

– unter bewusster fehlerhafter oder unzureichender
Deklaration;

zwischen-, endgelagert oder anderweitig entsorgt
werden.
Ausgeschlossen ist ferner die Haftpflicht für Schä-
den durch Stoffe, die nicht auf einer behördlich ge-
nehmigten Deponie oder einem sonstigen behörd-
lich hierfür genehmigten Platz gelagert (zwischen-
oder endgelagert) wurden;

– aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförde-
rung von Personen oder Sachen sowie aus der
selbständigen und nichtselbständigen Teilnahme am
Eisenbahnbetrieb;

– wegen Personenschäden durch die im Geltungsbe-
reich des Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbrau-
cher abgegebenen Arzneimittel, für die der Versi-
cherungsnehmer in der Eigenschaft als pharmazeu-
tischer Unternehmer im Sinne des AMG eine De-
ckungsvorsorge zu treffen hat;

– wegen Schäden aus Infektionen mit den Erregern
des Acquired Immune Deficiency Syndrome (AIDS)
und deren Folgen;

– wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr,
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen
von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schä-
den durch höhere Gewalt, soweit sich elementare
Naturkräfte ausgewirkt haben;

– aus Ansprüchen auf Entschädigung mit Strafcharak-
ter, insbesondere punitive oder exemplary damages.

– aus Ansprüchen nach den Art. 1792 ff. und 2270
und den damit im Zusammenhang stehenden Re-
gressansprüchen nach Art. 1147 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen ande-
rer Länder.

6.2 Kraft-, Luft-, Raum- und Wasserfahrzeuge
6.2.1. Für die Haftpflicht aus dem Besitz und der Verwendung

von Kraft- und Wasserfahrzeugen gilt: 
6.2.1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die

der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder eines Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen (siehe aber Teil II Ziffer 3).

6.2.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder
für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden.

6.2.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten)

kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle an-
deren Versicherten. 

6.2.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziffer 6.2.1.1 und 6.2.1.2 genann-
ten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeugan-
hänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmungen, wenn keine dieser Personen
Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

6.2.2. Für die Haftpflicht aus dem Besitz und der Verwendung
von Luft- und Raumfahrzeugen gilt:

6.2.2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft-
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

6.2.2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten)
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle an-
deren Versicherten. 

6.2.2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder

Lieferung von Luft- und Raumfahrzeugen oder Tei-
len für Luft- und Raumfahrzeuge, soweit die Teile
ersichtlich für den Bau von Luft- und Raumfahrzeu-
gen oder den Einbau in Luft- und Raumfahrzeuge
bestimmt waren,

– Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- und
Raumfahrzeugen oder deren Teilen, 

und zwar wegen Schäden an Luft- und Raumfahrzeu-
gen, den mit diesen beförderten Sachen, der Insassen
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden
sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- und Raum-
fahrzeuge.

6.3 Arbeits- oder Liefergemeinschaften
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teil-
nahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften auch
dann, wenn sich der Haftpflichtanspruch gegen die Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft selbst richtet.
Für die Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaf-
ten gelten unbeschadet der sonstigen Vertragsbedin-
gungen (insbesondere der Versicherungssummen) fol-
gende Bestimmungen:

6.3.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote
beschränkt, welche der prozentualen Beteiligung des
Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher
Partnerfirma die schadenverursachenden Personen
oder Sachen (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumate-
rialien usw.) angehören.

6.3.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche wegen Schäden an den von den einzelnen
Partnern in die Arbeits- oder Liefergemeinschaft einge-
brachten oder von der Arbeits- oder Liefergemeinschaft
beschafften Sachen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden
verursacht wurden.

6.3.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner
der Arbeits- oder Liefergemeinschaft untereinander so-
wie Ansprüche der Arbeits- oder Liefergemeinschaft ge-
gen die Partner und umgekehrt.

6.3.4 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich inner-
halb der vereinbarten Versicherungssummen über Ziffer
6.3.1 hinaus für den Fall, dass über das Vermögen ei-
nes Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die
Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist und für
diesen Partner wegen Nichtzahlung seines Beitrages
kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der dem
Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit für
ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der da-
durch erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag
verbleibt.

6.3.5 Versicherungsschutz im Rahmen der Ziffern 6.3.1 bis
6.3.3 besteht auch für die Arbeits- oder Liefergemein-
schaft selbst.

6.4 Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland gel-
tend gemacht werden
Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht wer-
den, gilt:

6.4.1 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die

 



Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekos-
ten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind.

6.4.2 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist.

7. Kumulklausel

Besteht für mehrere Versicherungsfälle 
– die auf derselben Ursache beruhen oder 
– die auf den gleichen Ursachen, zwischen denen ein

innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zu-
sammenhang besteht, beruhen,

Versicherungsschutz sowohl nach dieser Betriebs-/Be-
rufshaftpflicht-, der Umwelthaftpflicht-, als auch nach
der Umweltschadensversicherung (gleichgültig, ob als
Teil dieser Haftpflichtversicherung oder durch separaten
Vertrag), so besteht für jeden dieser Versicherungsfälle
Versicherungsschutz nur im Rahmen der für ihn verein-
barten Versicherungssumme.
Für alle diese Versicherungsfälle steht bei gleicher Ver-
sicherungssumme diese maximal einmal zu Verfügung.
Bei unterschiedlichen Versicherungssummen steht un-
ter Berücksichtigung der Zuordnung gemäß Satz 1 für
alle Versicherungsfälle maximal die höhere Versiche-
rungssumme zur Verfügung.
Sofern die in der Betriebs-/Berufshaftpflicht- bzw. der
Umwelthaftpflicht- bzw. der Umweltschadensversiche-
rung gedeckten Versicherungsfälle in unterschiedliche
Versicherungsjahre fallen, ist für die Bestimmung der
maximalen Versicherungssumme für sämtliche Versi-
cherungsfälle das Versicherungsjahr maßgeblich, in
dem der erste gedeckte Versicherungsfall eingetreten
ist.

Teil II Allgemeines Betriebsrisiko
1. Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz für Schäden aus dem Betrieb
des Unternehmens bzw. Ausübung des Berufes richtet
sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB), dem Teil I und
den folgenden Vereinbarungen.

2. Mitversicherung von Nebenrisiken 

Mitversichert ist – auch ohne besondere Anzeige – die
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
allen betrieblichen oder branchenüblichen Nebenrisi-
ken, insbesondere 
1. als Eigentümer und Besitzer (z. B. als Mieter, Päch-

ter, Nutznießer oder Leasingnehmer) von Grund-
stücken – nicht jedoch von Luftlandeplätzen –, Ge-
bäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich für
den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des
Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehöri-
gen benutzt werden. Die Vermietung/Verpachtung
an Dritte ist bis zu dem im Versicherungsschein
ausgewiesenen Bruttojahresmiet- oder Pachtwert
mitversichert. Wird dieser Betrag überschritten, ist
für den Mehrbetrag, der am Ende des Versiche-
rungsjahres zu melden ist, der entsprechende Tarif-
beitrag zu entrichten.
Versichert sind hierbei Schäden infolge von Ver-
stößen gegen die dem Versicherungsnehmer in den
o. g. Eigenschaften obliegenden Pflichten (z. B. bau-
liche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streu-
ung der Gehwege bei Winterglätte, Schneeräumen
auf dem Bürgersteig und Fahrdamm).
Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke,
Gebäude und Räumlichkeiten auch die gesetzliche
Haftpflicht 
– des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Un-

ternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbau-
ten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten). 
Übersteigen die während eines Versicherungsjah-
res aufgewendeten Baukosten die im Versiche-
rungsschein ausgewiesene Summe, so ist für den
Mehrbetrag, der am Ende eines Versicherungs-
jahres zu melden ist, der entsprechende Tarifbei-
trag zu entrichten;

– des Versicherungsnehmers als Betreiber von
Photovoltaikanlagen auf eigenen Betriebsgrund-
stücken. Der Versicherungsschutz besteht auch
dann, wenn Strom gegen Entgelt ins öffentliche
Netz eingespeist wird;

– des Versicherungsnehmers als Betreiber von So-
larthermieanlagen auf eigenen Betriebsgrund-
stücken. Der Versicherungsschutz besteht auch
dann, wenn Warmwasser gegen Entgelt an Mieter
und sonstige Dritte in den aufgeführten Objekten
abgegeben wird;

– des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer
aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung
bis zum Besitzwechsel bestand;

– der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Rei-
nigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung
der Grundstücke beauftragten Personen für An-
sprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausfüh-
rung dieser Verrichtungen erhoben werden. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch (SGB VII) handelt. Das Gleiche gilt für sol-
che Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden. 

– der Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft.
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14.2
und Ziffer 7.10.2 AHB – Haftpflichtansprüche wegen
Senkungen eines Grundstücks oder Erdrutschun-
gen.
Soweit vorstehender Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14.1
AHB – Haftpflichtansprüche Dritter wegen Sach-
schäden die durch Abwässer aus dem Rückstau
des Straßenkanals auftreten. Ziffer 7.10.2 AHB
bleibt unberührt. Diese Deckungserweiterung findet
für die Umwelthaftpflicht-Versicherung keine An-
wendung.

2. als Tierhalter mit Einschluss der gesetzlichen Haft-
pflicht 
– des Tierhüters in dieser Eigenschaft sofern er

diese Tätigkeit nicht gewerbsmäßig ausführt 
– sowie als Fuhrwerksbesitzer.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die
gesetzliche Haftpflicht als Halter von Hunden, die
nach den Verordnungen oder den Gesetzen des je-
weiligen Bundeslandes, in dem die Hunde gehalten
werden, als gefährlich oder als Kampfhunde einge-
stuft sind oder für die das Bestehen einer Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen ist.

3. aus dem Vorhandensein elektrischer Leitungen und
der Abgabe elektrischer Energie.

4. aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen
einschließlich der Vorführung von Produkten und
Fabrikationsmethoden. Mitversichert ist die Abgabe
von Werbematerial, Werbegeschenken, Proben,
Produktmustern sowie die Bewirtung der Messe-
gäste während dieser Veranstaltungen.

5. aus Reklameeinrichtungen (z. B. Transparenten,
Reklametafeln, Leuchtröhren und dgl.). 

6. aus betrieblichen Veranstaltungen (z. B. Betriebsfei-
ern und -ausflügen, „Tag der offenen Tür“ sowie aus
der Durchführung von Betriebs- und Baustellenbe-
sichtigungen und -begehungen).
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebsangehörigen aus der Betätigung
im Interesse der Veranstaltung, soweit es sich nicht
um rein private Handlungen oder Unterlassungen
handelt.



7. aus der Beschäftigung von haupt- und nebenberuf-
lichen Betriebsärzten und deren Hilfspersonal zur
ärztlichen Betreuung und Untersuchung der Be-
triebsangehörigen, Leistung „Erster Hilfe“ und Über-
wachung hygienischer Erfordernisse im Betrieb.
Eingeschlossen in den Versicherungsschutz ist auch
die gesetzliche Haftpflicht aus der Verwendung von
Sanitätseinrichtungen, in der Heilkunde anerkannten
Apparaten und Geräten sowie die Abgabe von in
der Heilkunde anerkannten Medikamenten an Be-
triebsangehörige.
In Abänderung von Ziffer 7.12 und Ziffer 7.10.2 AHB
gelten die Gefahren mitversichert, die mit dem Be-
sitz und der Verwendung von deckungsvorsorgefrei-
en Röntgenapparaten zu medizinischen Untersu-
chungszwecken durch den Betriebsarzt oder des-
sen Hilfspersonal verbunden sind. Diese Deckungs-
erweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Versi-
cherung keine Anwendung.
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Ärzte und ihrer Hilfspersonen aus dienst-
lichen Verrichtungen im Betrieb. In Abänderung von
Ziffer 7.4.3 AHB sind Schadenersatzansprüche der
Betriebsangehörigen gegen die Betriebsärzte einge-
schlossen. Ausgeschlossen sind Haftpflichtan-
sprüche aus Personenschäden, bei denen es sich
um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb
des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialge-
setzbuch (SGB VII) handelt. Das Gleiche gilt für sol-
che Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zuge-
fügt werden. 

8. aus der Unterhaltung und dem Einsatz einer Be-
triebs- oder Werksfeuerwehr, auch bei Hilfeleis-
tungen und Übungen außerhalb des Betriebes.

9. aus Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige
(z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungshei-
men, Kindergärten und dergleichen), auch wenn sie
gelegentlich durch Betriebsfremde in Anspruch ge-
nommen werden, sowie aus der Unterhaltung von
Betriebssportgemeinschaften und dem Überlassen
von Plätzen, Räumen und Geräten an diese.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Be-
triebssportgemeinschaft sowie die persönliche ge-
setzliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer Betäti-
gung in dieser, soweit es sich nicht um Handlungen
oder Unterlassungen privater Natur handelt.

10. aus dem erlaubten Besitz und dem Gebrauch von
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und
deren Überlassung an mit dem Schutz des Betrie-
bes beauftragte Betriebsangehörige.
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Waffenträger aus dem Gebrauch der
Waffen in Ausübung dienstlicher Verrichtungen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Per-
sonenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch 
(SGB VII) handelt; das Gleiche gilt für solche Dien-
stunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes An-
gehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
Nicht versichert ist der Besitz und Gebrauch von
Waffen zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Hand-
lungen.

11. aus Besitz und Betrieb von Seil-, Schwebe- und
Feldbahnen, die lediglich der Beförderung von Sa-
chen dienen.

12. aus Besitz und Gebrauch von nicht selbstfahrenden
Arbeitsmaschinen, Kränen, Winden und Gerüsten
sowie deren gelegentliche Überlassung an Dritte.

13. aus dem Betrieb von Anschlussgleisen und der Be-
nutzung von Anlagen der Deutsche Bahn AG. 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 
AHB – die der Deutsche Bahn AG gegenüber
gemäß den Allgemeinen Bedingungen für Privat-
gleisanschlüsse (PAB) durch Vertrag übernommene
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
(nicht jedoch eine darüber hinausgehende zusätzli-
che vereinbarte Haftung) des Versicherungsnehmers
sowie – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die Haft-
pflicht wegen Waggonbeschädigung, soweit es sich

nicht um Be- und Entladeschäden handelt (bei Be-
und Entladeschäden siehe jedoch Teil II, Ziffer 4.4)

14. als Inhaber von Verkaufsstellen für Zwecke des ver-
sicherten Betriebes.

15. aus dem Besitz und der Unterhaltung von Kraftfahr-
zeugpflegestationen, Tankstellen und Tankanlagen,
auch wenn sie von Betriebsangehörigen und gele-
gentlich von Betriebsfremden in Anspruch genom-
men werden. Hierzu zählt auch die Treibstoffabgabe
an Betriebsangehörige sowie gelegentlich an Be-
triebsfremde.
Ziffer 7.10.2 AHB bleibt unberührt.
Bei Schäden an den Fahrzeugen und deren Inhalt
bleibt es bei den Ausschlüssen gemäß Ziffer 7.6
und Ziffer 7.7 AHB.

3. Nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtige
Kraftfahrzeuge (sofern besonders vereinbart, siehe
Versicherungsschein)

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus Besitz, Halten und Gebrauch von
eigenen und dem Einsatz von gemieteten oder geliehe-
nen Kraftfahrzeugen / Baumaschinen und Anhängern,
soweit sie nachstehend aufgeführt sind sowie aus dem
gelegentlichen Verleih oder Vermieten solcher Kraftfahr-
zeuge/Baumaschinen und Anhängern (die persönliche
gesetzliche Haftpflicht der Entleiher bzw. Mieter fällt
nicht unter den Versicherungsschutz), wie
– nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-

kehrende Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rück-
sicht auf eine Höchstgeschwindigkeit (siehe Hin-
weis*);

– Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h Höchstge-
schwindigkeit;

– Hub- und Gabelstapler sowie selbstfahrende Ar-
beitsmaschinen (siehe Hinweis**) mit nicht mehr als
20 km/h Höchstgeschwindigkeit.

Für diese Fahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Zif-
fer 4.3.1 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffent-
lichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten).

4. Deckungserweiterungen

4.1 Vermögensschäden / Verletzung Datenschutz-
gesetze

4.1.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der
Ziffer 2.1 AHB aus Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
Schäden 
– durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem

Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) herge-
stellte oder gelieferte Sachen, erbrachten Arbeiten

Wichtige Hinweise:
*) Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, Kunden oder Liefe-

ranten zugänglich sind, handelt es sich um sogenannte beschränkt öffentliche Ver-
kehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit und Hub-
und Gabelstapler sowie selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwin-
digkeit von mehr als 20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Be-
triebsgrundstücken oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig, mit der Fol-
ge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Versicherung abgeschlossen werden muss.
Auch bei einer behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Aus-
nahmegenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziffer 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht
bestehen. 

**) Hub- und Gabelstapler sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufnehmen,
Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt und geeignet sind. 
Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren
besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Verrichtung von
Arbeiten, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind
und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge
gehören.
Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Hub- und Gabelstapler sowie Arbeitsma-
schinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre
durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Für diese
Fahrzeuge ist der Abschluss einer Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Versicherung erforderlich.



oder sonstige Leistungen;
– aus planender, beratender, bau- oder montagelei-

tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;
– aus Tätigkeiten im Zusammenhang mit Anlage-,

Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing-
oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus
Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung
sowie aus Untreue und Unterschlagung;

– aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und
Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und
Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts;

– aus der Vergabe von Lizenzen und Patenten;
– aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor-

und Kostenanschlägen;
– aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an

wirtschaftlich verbundene Unternehmen sowie aus
fehlerhafter und/oder unterlassener Kontrolltätigkeit;

– aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
– aus Tätigkeiten im Zusammenhang mit 

– Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wie-
derherstellung;

– Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten;

– Rationalisierung und Automatisierung;
– Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-

anstaltung;
– aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder

behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger
bewusster Pflichtverletzung;

– aus Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von
Geld, Wertpapieren und Wertsachen sowie von
Scheck- und Kreditkarten;

– aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgre-
mien/Organe im Zusammenhang stehen.

4.1.2 Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 7.16 AHB –
die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden
im Sinne der Ziffer 2.1 AHB aus Versicherungsfällen, die
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sind, aus der Verletzung von Datenschutzgesetzen
durch Missbrauch personenbezogener Daten.
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB –
gesetzliche Haftpflichtansprüche von Versicherten un-
tereinander.

4.1.3 Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.

4.2 Belegschafts- und Besucherhabe
Eingeschlossen ist – im Sinne von Ziffer 2.2 AHB und
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus dem Abhanden-
kommen von Sachen (einschließlich Kraftfahrzeugen
und Fahrrädern mit Zubehör) der Betriebsangehörigen
und Besucher und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, sofern es sich um auf dem Betriebs-
grundstück untergebrachte Sachen handelt (vgl. Ziffer
2.2 AHB).
Bei Kraftfahrzeugen und Fahrrädern mit Zubehör ist
Voraussetzung, dass die Abstellplätze entweder ständig
bewacht oder zumindest durch ausreichende Sicherung
gegen Benutzung bzw. Zutritt Unbefugter geschützt
sind. 
Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Geld, Wert-
papiere, Sparbücher, Scheckhefte, Scheck- und Kredit-
karten, Urkunden, Kostbarkeiten und andere Wertsa-
chen. 
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.

4.3 Mietsachschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 und Zif-
fer 7.10.2 – die gesetzliche Haftpflicht wegen Sach-
schäden und alle sich daraus ergebender Vermögens-
schäden, die entstehen 
– anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen an ge-

mieteten Räumlichkeiten;
– an gemieteten Gebäuden und/oder Räumen (nicht

jedoch an Grundstücken).
Ausgeschlossen bleiben 
– Ansprüche wegen Schäden an Leasingobjekten.
– Ansprüche, die durch eine sonstige Versicherung

des Versicherungsnehmers zu seinen Gunsten ge-
deckt sind oder soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen selbst versichern kann. Dies gilt
nicht, wenn über eine anderweitig bestehende Ver-
sicherung keine Leistung zu erlangen ist.

– Ansprüche wegen Abnutzung, Verschleiß sowie
übermäßiger Beanspruchung.

– Ansprüche wegen Schäden an Heizungs-, Maschi-
nen-, Produktions-, Kessel- und Warmwasserberei-
tungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten.

– Ansprüche von Unternehmen, die mit dem Versi-
cherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch
Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen so-
wie von gesetzlichen Vertretern des Versicherungs-
nehmers und/oder deren Angehörigen (vgl. auch Zif-
fer 7.4 und Ziffer 7.5 Abs. 2 AHB). 

– die unter den Regressverzicht nach dem Abkom-
men der Feuerversicherer bei übergreifenden Versi-
cherungsfällen fallenden Rückgriffsansprüche. 

und alle sich daraus ergebender Vermögensschäden
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Ver-
sicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Versi-
cherung.

4.4 Be- und Entladeschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 und Zif-
fer 7.10.2 AHB – die gesetzliche und die der Deutsche
Bahn AG gegenüber vertraglich übernommene Haft-
pflicht aus der Beschädigung von Land- und Wasser-
fahrzeugen sowie Containern durch oder beim Be- und
Entladen und aller sich daraus ergebender Vermögens-
schäden. Für Schäden an Containern besteht auch
dann Versicherungsschutz, wenn diese beim Abheben
von oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch
Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- und Entla-
dens entstehen. 
Für Schäden am fremden Ladegut besteht im Rahmen
der Versicherungssumme für Tätigkeitsschäden Versi-
cherungsschutz, sofern
– dieses nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt

ist,
– es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungs-

nehmers bzw. von ihm, in seinem Auftrag oder für
seine Rechnung von Dritten gelieferte Sachen han-
delt oder

– der Transport der Ladung nicht vom Versicherungs-
nehmer bzw. in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten übernommen wurde.

Ausgeschlossen bleiben Schäden an Containern, wenn
diese selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen
(Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind.
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4.5 Leitungsschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 und Zif-
fer 7.10.2 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden an Erdleitungen (Ka-
beln, unterirdischen Kanälen, Wasserleitungen, Gasroh-
ren und anderen Leitungen) sowie an elektrischen Frei-
und/oder Oberleitungen einschließlich der sich daraus
ergebenden Vermögensschäden. 
Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsan-
sprüche) und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an herge-
stellten oder gelieferten Sachen oder Arbeiten) bleiben
bestehen.
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein. 
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4.6 Tätigkeitsschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB
und Ziffer 7.10.2 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers für Schäden an fremden Sachen
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden,

 



wenn diese Schäden
– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des

Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstan-
den sind;

– dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmers diese Sachen zur Durchführung seiner ge-
werblichen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat;

– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich
diese Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich
der Tätigkeit befunden haben.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen
– Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen

sowie Containern beim Be- und Entladen, wobei
sich dieser Ausschluss auch auf die Ladung von
solchen Fahrzeugen bezieht. Für Container gilt die-
ser Ausschluss auch dann, wenn die Schäden ent-
stehen beim Abheben von oder Heben auf Land-
oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden
zum Zwecke des Be- oder Entladens.

– Leitungsschäden im Sinne von Teil II, Ziffer 4.5.
– Beschädigung von solchen Sachen, die sich beim

Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbei-
tung, Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befin-
den, befunden haben oder die von ihm übernom-
men wurden.

– Sachschäden durch Unterfahren und Unterfangen
im Sinne von Teil II Ziffer 4.14.

Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche)
und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder
gelieferten Sachen oder Arbeiten) bleiben bestehen. 
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4.7 Schäden an fremden Be- und Entladevorrichtungen
Abweichend von Ziffer 7.6, Ziffer 7.7 und Ziffer 7.10.2
AHB erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an selbstfah-
renden Arbeitsmaschinen sowie sonstigen Gerätschaf-
ten und Einrichtungen Dritter entstehen, welche dem
Versicherungsnehmer auf fremden Grundstücken kurz-
fristig zu Be- und Entladearbeiten bei bzw. von Kunden
zur Verfügung gestellt oder von ihm benutzt werden.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4.8 Strahlenschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.12 AHB
und Ziffer 7.10.2 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus
– dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioakti-

ven Stoffen;
– Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen

und Störstrahlern.
Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnis-
se, Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammen-
hang mit energiereichen ionisierenden Strahlen verwen-
det, ohne dass dies für den Versicherungsnehmer er-
sichtlich war, wird sich der Versicherer nicht auf Ziffer
7.12 AHB berufen.
Dies gilt nicht für Schäden,
– die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind

oder von einer solchen Anlage ausgehen;
– die durch die Beförderung von Kernmaterialien ein-

schließlich der damit zusammenhängenden Lage-
rung bedingt sind.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche
– wegen Schäden infolge der Veränderung des Erb-

gutes (Genom), die ab der zweiten Generation ein-
treten;

– wegen Personenschäden solcher Personen, die –
gleichgültig für wen oder in wessen Auftrag – aus
beruflichem oder wissenschaftlichem Anlass im Be-
trieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit aus-
üben und hierbei die von energiereichen ionisieren-
den Strahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu
nehmen haben. 

– gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versi-
cherten der den Schaden durch bewusstes Abwei-
chen von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen,
Verordnungen, behördlichen Verfügungen oder An-
ordnungen verursacht hat.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4.9 Vertragshaftung
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB –
die vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher,
Pächter oder Leasingnehmer durch Vertrag übernom-
mene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher,
Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft.
Mit der Deutsche Bahn AG geschlossene Verträge blei-
ben von dieser Deckungserweiterung ausgenommen.
Zu deren Einbeziehung bedarf es einer ausdrücklichen
Vereinbarung.

4.10 Schlüsselschäden
Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB
und abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche
Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von fremden
Schlüsseln (auch Generalschlüssel bzw. Codekarten für
eine Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam
des Versicherten befunden haben. 
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzli-
che Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die not-
wendige Auswechslung von Schlössern und Schließan-
lagen sowie für vorübergehende Sicherungsmaßnah-
men (z. B. Notschloss) und einen Objektschutz bis zu
14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der
Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Fol-
geschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Ein-
bruchs).
Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüs-
seln zu beweglichen Sachen. 
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.

4.11 Medienverluste / Energiemehrkosten
Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen
des Verlustes von Flüssigkeiten oder Gasen, soweit es
sich um Verluste aus den vom Versicherungsnehmer er-
stellten, instandgehaltenen oder gewarteten Anlagen
handelt, die als Folge eines mangelhaften Werkes auf-
treten, siehe Ziffer 2.2 AHB. Ersetzt wird ausschließlich
der Wert der verloren gegangenen Gase oder Flüssig-
keiten, nicht jedoch Folgeschäden.
Abweichend von Ziffer 2.1 AHB sind mitversichert ge-
setzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermögensschä-
den im Sinne von Teil II Ziffer 4.1 dieses Vertrages we-
gen erhöhten Energieverbrauchs und erhöhter Energie-
kosten aufgrund der vom Versicherungsnehmer man-
gelhaft durchgeführten Installationen. Ausgenommen
sind Ansprüche infolge der Unwirksamkeit von Energie-
sparmaßnahmen.
Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand
des Abhandenkommens und auf den Einwand des Er-
füllungsanspruchs.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.

4.12 Datenlöschung durch mangelhafte Elektroinstallati-
on (sofern besonders vereinbart, siehe Versicherungs-
schein) 
Abweichend von Ziffer 2.1 AHB sind mitversichert ge-
setzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermögensschä-
den im Sinne von Teil II Ziffer 4.1 dieses Vertrages we-
gen Kosten, die aufgewendet werden müssen, zur Wie-
derbeschaffung von gespeichertem Datenmaterial, wel-
ches aufgrund mangelhaft durchgeführter Elektroinstal-
lation gelöscht wurde.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.

4.13 Senkungs- und Erdrutschungsschäden
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14.2
und Ziffer 7.10.2 AHB – Haftpflichtansprüche wegen
Senkungen eines Grundstücks oder Erdrutschungen. 
Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden am Baugrund-
stück selbst und/oder den darauf befindlichen Gebäu-

 



den oder Anlagen.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Ver-
sicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Versi-
cherung.

4.14 Unterfahren, Unterfangen
Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziffer
7.14.2, Ziffer 7.7 und Ziffer 7.10.2 AHB – die gesetzliche
Haftpflicht wegen Sachschäden an den zu unterfangen-
den und unterfahrenden Grundstücken, Gebäuden, Ge-
bäudeteilen und Anlagen und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden im Rahmen der für Tätigkeits-
schäden vereinbarten Versicherungssumme (siehe Ver-
sicherungsschein).
Die Regelungen der Ziffer 1.2 und der Ziffer 7.8 AHB
bleiben bestehen.
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Ver-
sicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-Versi-
cherung.

Teil III Produkthaftpflicht-Risiko 
1. Gegenstand des Versicherungsschutzes

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für Personen, – Sach – und daraus ent-
standene weitere Schäden, soweit diese durch vom
Versicherungsnehmer
a) hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse,
b) erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen
verursacht wurden.
Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt,
in dem der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in
den Verkehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder
die Leistungen ausgeführt hat.

2. Versichertes Risiko
Der Versicherungsschutz für das Produkthaftpflicht –
Risiko bezieht sich auf den in der Betriebsbeschreibung
genannten Produktions- und/oder Tätigkeitsumfang.

3. Abgrenzungen und Erweiterungen des Versiche-
rungsschutzes

Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sach-
mängeln infolge Fehlens von vereinbarten Eigen-
schaften 
Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziffer 1
und Ziffer 7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende Scha-
denersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang
wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener wei-
terer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über
bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten
und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden
sind.

4. Deckungserweiterung

Verkaufs- und Lieferbedingungen
Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem
Anspruchsteller die Allgemeinen Verkaufs- und Liefer-
bedingungen des Versicherungsnehmers rechtswirksam
vereinbart sind, wird sich der Versicherer auf einen Haf-
tungsausschluss für weitergehende Schäden nicht be-
rufen, wenn der Versicherungsnehmer das ausdrücklich
wünscht und er nach den gesetzlichen Bestimmungen
zur Haftung verpflichtet ist.

Teil IV Umwelthaftpflicht-Versicherung
1. Gegenstand und Umfang der Versicherung

1.1 Der Versicherungsschutz besteht auf der Grundlage der
nachfolgenden Besonderen Bedingungen und Risiko-
beschreibungen für die Umwelthaftpflicht-Versiche-
rung sowie ansonsten im Rahmen und Umfang des
Vertrages.

1.2 Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10.2 AHB – die
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Ver-

sicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschä-
den durch Umwelteinwirkung, für die gemäß Ziffer 1.2.1
bis 1.2.7 in Versicherung gegebenen Risiken (falls ver-
einbart).
Der Versicherungsschutz bezieht sich dabei aus-
schließlich auf die im Versicherungsschein genann-
ten, den nachfolgend aufgelisteten Risikobausteinen
zugeordneten Anlagen:

1.2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind,
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten,
zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten
(WHG-Anlagen).
Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in An-
hang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz aufgeführt
sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer
und Schäden durch Abwässer.

1.2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1
zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen). 
Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen
auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

1.2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-
weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmi-
gungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich
nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen handelt 
(sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).
Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen
auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

1.2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsneh-
mer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß
Ziffer 7.14.1 AHB findet insoweit keine Anwendung. 

1.2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2
zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/
Pflichtversicherung).

1.2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage,
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer
1.2.1 bis 1.2.5 oder Teilen, die ersichtlich für solche An-
lagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer
nicht selbst Inhaber der Anlage ist. Der Ausschluss von
Schäden durch Abwässer gemäß Ziffer 7.14.1 AHB fin-
det insoweit keine Anwendung (Umwelthaftpflicht-
Regressdeckung). 
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles wer-
den unter den in Ziffer 4 genannten Voraussetzungen
durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche
des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsneh-
mer bestehen können.
Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziffer 1
und Ziffer 7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Um-
fang wegen Personen-, Sach- und gemäß Ziffer 1.4 mit-
versicherte Vermögensschäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem
Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Er-
zeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldens-
unabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahr-
übergang vorhanden sind.

1.2.7 Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem
im Versicherungsschein beschriebenen Risiko stehen,
soweit diese Umwelteinwirkungen nicht von Anlagen
oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen sind, die
unter den Anwendungsbereich der unter Ziffer 1.2.1 bis
1.2.6 aufgeführten Risikobausteine fallen, unabhängig
davon, ob diese vereinbart wurden oder nicht (Umwelt-
haftpflicht-Basisdeckung).

1.3 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelager-
te Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und ge-
genständlichen Zusammenhang mit einer gemäß der im
Versicherungsschein ausgewiesenen versicherten Anla-
ge nach Ziffer 1.2.1 bis 1.2.5 und Ziffer 1.2.7 in Boden,
Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen,
ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.
Der Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf
die Verwendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, fest-
em Stalldung, Schädlingsbekämpfungs-, Pflanzen-
schutz- und Düngemitteln. Dies gilt nicht für Haftpflicht-
ansprüche wegen Schäden an Pflanzen und Kulturen
Dritter durch Aufbringung dieser Stoffe – grundsätzlich
ausgenommen jedoch Klärschlamm –, wenn diese auf



einer Übertragung durch die Luft (sog. Abdrift- oder
Verwehschäden) oder plötzlichem und unfallartigem Ab-
schwemmen beruhen. Ausgeschlossen bleiben Schä-
den an Gewässern und deren Folgeschäden (z. B.
Fischteiche etc.), ferner Schäden an behandeltem Gut
sowie Schäden durch Aufsprühen aus der Luft. 
Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 1.2.1 bis 1.2.7
bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden
eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in
Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

1.4 Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögens-
schäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten,
des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb oder wasserrechtlichen Benutzungsrechten
oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschäden be-
handelt.

2. Vorsorgeversicherung / Erhöhungen und Erweite-
rungen

2.1 Die Bestimmungen der Ziffer 3.1.3 und Ziffer 4 AHB –
Vorsorge-Versicherung – finden für die Risikobausteine
Ziffer 1.2.1 – 1.2.6 keine Anwendung. Der Versiche-
rungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonde-
rer Vereinbarung.

2.2 Ziffer 3.1.2 und Ziffer 3.2 AHB – Erhöhungen und Erwei-
terungen – findet für die Risikobausteine gemäß Ziffer
1.2.1 – 1.2.6 ebenfalls keine Anwendung. Hiervon un-
berührt bleiben mengenmäßige Veränderungen von
Stoffen innerhalb der unter Ziffer 1.2 versicherten Risi-
ken.

3. Definition des Versicherungsfalles

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB –
die nachprüfbare erste Feststellung des Personenscha-
dens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von
Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder Ver-
nichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziffer 1.4 mit-
versicherten Vermögensschadens durch den Geschä-
digten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungs-
nehmer. Der Versicherungsfall muss während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei
kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt be-
reits Ursache oder Umfang des Schadens oder die
Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen er-
kennbar war.

4. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
4.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-

rungsfall eingetreten ist,
– nach einer Störung des Betriebes
oder
– aufgrund behördlicher Anordnung
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst un-
vermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß
Ziffer 1.4 mitversicherten Vermögensschadens. Die
Feststellung der Störung des Betriebes oder die be-
hördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der
Versicherung fallen, wobei der frühere Zeitpunkt maß-
geblich ist. 

4.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen i.S.
der Ziffer 4.1 werden unter den dort genannten Voraus-
setzungen unbeschadet der Tatsache übernommen,
dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer
oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.

4.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
4.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-

rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung
unverzüglich anzuzeigen und 
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf
den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv
geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder
den Schadenumfang zu mindern und
auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch
gegen behördliche Anordnungen einzulegen
oder 

4.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-
stimmen.

4.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 4.3
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm
im Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 4 ver-

einbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und
objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 4.3
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende
Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
Abweichend von Abs.1 und 2 bleibt der Versicherer
zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv
geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit
nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

4.5 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen –
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der
Ziffer 4.1 decken – 
zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Si-
cherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen,
Grundstücken oder Sachen (auch gemieteten, gepach-
teten, geleasten und dgl.) des Versicherungsnehmers;
das gilt auch für solche, die früher im Eigentum oder
Besitz des Versicherungsnehmers standen.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar
eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.4
mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebsein-
richtungen, Grundstücke oder Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht
betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

5. Nicht versicherte Tatbestände 
Nicht versichert sind – wobei Aufwendungen vor Eintritt
des Versicherungsfalles im Sinne der Ziffer 4. wie An-
sprüche behandelt werden –

5.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen
oder entstanden sind, dass beim Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen diese Stoffe verschüttet werden,
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder
durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewäs-
ser gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf
einer Störung des Betriebes beruhen.

5.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt
unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene
Umwelteinwirkungen entstehen. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den
Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Tech-
nik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umweltein-
wirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die
Möglichkeit derartiger Schäden nicht erkennen musste
(siehe jedoch Ziffer 5.13).

5.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetre-
tener Schäden.

5.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe
früherer Versicherungsverträge Versicherungsschutz be-
steht oder hätte beantragt werden können.

5.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben,
dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versi-
cherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Be-
sitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer
Umwelteinwirkung betroffen waren.

5.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder
Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Zwischen-
oder Endablagerung von Abfällen, soweit es sich nicht
um eine kurzfristige Zwischenlagerung eigener Abfälle
auf dem Betriebsgelände handelt.

5.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Aus-
lieferung entstehen.

5.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse,
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Aus-
führung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten
entstehen (Produkthaftpflicht).
Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit Versicherungs-
schutz gemäß Ziffer 1.2.6 genommen wird.

5.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch
verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verord-
nungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten

 



behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem
Umweltschutz dienen, abweichen.

5.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch
verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom
Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik
einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen
oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repara-
turen bewusst nicht ausführen.

5.11 Ansprüche wegen genetischer Schäden.
5.12 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegs-

ereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr,
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder
unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von ho-
her Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch
höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte aus-
gewirkt haben.

5.13 Ansprüche wegen Normalbetriebsschäden (siehe Zif-
fer 5.2) durch
– aromatische Kohlenwasserstoffe z. B.:

BTEX, Phenole oder Biphenyle;
– Schwermetalle;

5.14 darüber hinaus generell Ansprüche wegen Schäden 
– durch halogenierte Kohlenwasserstoffe (HKW);
– im Zusammenhang mit elektromagnetischen Fel-

dern.
5.15 Ansprüche aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbei-

ten sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besonde-
re Vereinbarung über den Einschluss getroffen worden
ist. 
Auch wenn eine solche Vereinbarung getroffen worden
ist, sind in jedem Falle ausgeschlossen Sachschäden,
die entstehen,
– bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis,

dessen Radius der Höhe des einzureißenden Bau-
werks entspricht;

– bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis
von weniger als 150 m.

5.16 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch be-
wusst gesetz-, vorschrifts-, oder sonst pflichtwidrigen
Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verur-
sachen.

6. Versicherungssummen/Jahreshöchstersatzleistung /
Selbstbeteiligung / Serienschäden

6.1 Versicherungssummen
Für den Umfang der Leistungen des Versicherers bilden
die im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungssummen die Höchstgrenze bei jedem Versiche-
rungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Per-
sonen erstreckt.
Aufwendungen i.S. der Ziffer 4 werden im Rahmen der
vereinbarten Versicherungssumme bis zu dem im Versi-
cherungsschein genannten Gesamtbetrag je Störung
des Betriebes oder behördlicher Anordnung, ersetzt.
Auf die im Versicherungsschein genannte Maximierung
wird hingewiesen. 
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen, für die
Aufwendungen i.S. der Ziffer 4 ersetzt werden, zu ei-
nem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten
Aufwendungen auf die Versicherungssumme des Versi-
cherungsjahres angerechnet, in dem der Versicherungs-
fall eintritt, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwen-
dungen im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe eines früheren Versicherungsjahres die Ersatz-
leistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert
hat. 

6.2 Selbstbeteiligung
Die Selbstbeteiligung ergibt sich aus dem Versiche-
rungsschein.
Sie gilt auch für Aufwendungen vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles.

6.3 Serienschäden
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung
eintretende Versicherungsfälle 
– durch dieselbe Umwelteinwirkung,
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache

oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
henden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen glei-

chen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher
und zeitlicher Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten die-
ser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 
Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

7. Nachhaftung 

7.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollstän-
digen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risi-
kos oder durch Kündigung des Versicherers oder des
Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungs-
schutz für solche Personen-, Sach- und gemäß Ziffer
1.4 mitversicherte Vermögensschäden weiter, die wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit
folgender Maßgabe:
– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 

3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses an gerechnet.

– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte
Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung
des Versicherungsverhältnisses geltenden Versiche-
rungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauch-
ten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis en-
det. 

7.2 Ziffer 7.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während
der Wirksamkeit der Versicherung ein versichertes Risi-
ko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den
Zeitpunkt des teilweisen Wegfalls des versicherten Risi-
kos abzustellen ist. 

8. Auslandsdeckung

8.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Be-
dingungen – abweichend von den Bestimmungen in 
Teil I Ziffer 5.2 sowie Ziffer 7.9 AHB – lediglich solche
im Ausland eintretende Versicherungsfälle,
– die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anla-

ge oder eine Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer
1.2.1 bis 1.2.7 zurückzuführen sind;
Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 1.2.6 nur,
wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das
Ausland bestimmt waren;

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teil-
nahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen und
Märkten, wenn Versicherungsschutz gemäß Ziffer
1.2.7 vereinbart wurde. Bau-, Montage-, Wartungs-
und Reparaturarbeiten (auch Inspektionen und Kun-
dendienst) oder sonstige Leistungen gelten nicht als
Geschäftsreisen.

8.2 Ferner erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
solche im europäischen Ausland eintretende Versiche-
rungsfälle, 
– die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von

Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 1.2.6 zu-
rückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile er-
sichtlich für das Ausland bestimmt waren;

– die auf Montage, Demontage, Instandhaltung oder
Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Zif-
fer 1.2.6 zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkei-
ten im Ausland erfolgen;

– die auf sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung oder Wartung zurückzuführen sind, wenn diese
Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Perso-
nen- und Sachschäden – Vermögensschäden gemäß
Ziffer 1.4 sind nicht versichert –, die Folgen eines vom
ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen
abweichenden, plötzlich und unfallartig, nicht allmählich
eintretenden Vorkommnisses sind. Aufwendungen vor
Eintritt des Versicherungsfalles gem. Ziffer 4 werden
nicht ersetzt. 

8.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 



8.4 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-
cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit
der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche
gegen den Versicherungsnehmer und die in Teil I unter
Ziffer 3 1. genannten Personen aus Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozial-
gesetzbuches (SGB VII) unterliegen (siehe Ziffer 7.9
AHB).

8.5 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die
Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekos-
ten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind. 

8.6 Bei Versicherungsfällen in USA und Kanada sowie de-
ren Territorien oder Ansprüchen, die in den USA und
Kanada sowie deren Territorien geltend gemacht wer-
den, findet eine evtl. vereinbarte Selbstbeteiligung (sie-
he Versicherungsschein) bei Geschäftsreisen sowie bei
der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen
und Märkten keine Anwendung.

Klarstellung zu Ziffer 8:
Für die Definition des Anlagen-Begriffes ist deutsches Recht
maßgebend.

Teil V Besondere Vereinbarungen für bestimmte Be-
triebsarten

1. Für Schulen und Kindergärten 

1.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes
In Ergänzung von Teil I Ziffer 1 gilt zusätzlich:
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus allen sei-
nen sich aus der Betriebs-, bzw. Berufsbeschreibung
ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und
Tätigkeiten.
Insbesondere aus
– der Erteilung von Unterricht (auch Experimentalun-

terricht mit/ohne radioaktive Stoffe) sowie aus Erzie-
hung und Aufsichtsführung;

– Schulveranstaltungen, die nicht über den allgemein
üblichen Rahmen hinausgehen (z. B. Elternver-
sammlungen, Schulfeste, Schulferien);

– Verwendung von Sport- und Übungsgeräten zu Un-
terrichtszwecken im eigenen Schulbetrieb;

– der Veranstaltung von Schüler- oder Klassenreisen
sowie Schulausflügen und aus damit verbundenen
Aufenthalten in Herbergen und Heimen, auch bei
vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu einem
Jahr (siehe Ziffer 1.3).

Außerdem gilt:
Bei Internatsbetrieben ist die gesetzliche Haftpflicht aus
der Gewährung von Unterkunft und Verpflegung mitver-
sichert.

1.2 Mitversicherte Personen
Anstelle von Teil I Ziffer 3 gilt:
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die persön-
liche gesetzliche Haftpflicht
1. der Mitglieder des Schulvorstandes und des Kurato-

riums in dieser Eigenschaft
2. der Lehrer, Aufsichtspersonen und der sonstigen

beschäftigten oder beauftragten Personen für Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden, die sie in Aus-
führung ihrer dienstlichen Verrichtung verursachen,
auch bei vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis
zu einem Jahr (siehe Ziffer 1.3).

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Per-
sonenschäden bei denen es sich um Dienst- oder Ar-
beitsunfälle im Betrieb der Schule oder Dienststelle
gemäß den beamtenrechtlichen Bestimmungen oder
gemäß dem Sozialgesetzbuch (SGB VII) handelt.
Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen Perso-
nenschäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, Schülern,
Lernenden und Studierenden.

1.3 Deckungserweiterung – Auslandsdeckung
Anstelle von Teil I Ziffer 5.2 gilt:
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB –
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen im Ausland vorkommender Versicherungsfälle
– aus Anlass von vorübergehenden Schüler- oder

Klassenreisen sowie Schulausflügen und aus damit
verbundenen Aufenthalten in Herbergen und Hei-
men bis zu einem Jahr;

– aus Anlass von vorübergehenden dienstlichen Auf-
enthalten/Verrichtungen bis zu einem Jahr.

– durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer
dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen.

– aus Anlass einer vorübergehenden gewerblichen
Tätigkeit bis zu einem Jahr. Dies gilt auch für die In-
anspruchnahme als Halter oder Hüter von mitversi-
cherten Tieren.

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teil-
nahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen und
Märkten. Bau-, Montage-, Wartungs- und Repara-
turarbeiten (auch Inspektion und Kundendienst)
oder sonstige Leistungen gelten nicht als Geschäfts-
reisen;

– durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind,
ohne dass der Versicherungsnehmer sie dorthin ge-
liefert hat oder hat liefern lassen.

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der
Haftpflicht für im Ausland gelegene Betriebsstätten
(z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Lä-
ger und dgl.) sowie eine Erweiterung des Export-,
Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb
Europas.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-
cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit
der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche
gegen den Versicherungsnehmer und die unter Ziffer
1.2.1 genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches (SGB VII) unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB).
Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die
Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekos-
ten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 
Auf die Risikoabgrenzungen (Teil I Ziffer 6) wird beson-
ders hingewiesen.

1.4 Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
gesetzliche Haftpflicht 
– aus Forschungs- oder Gutachtertätigkeit;
– aus ungewöhnlicher oder besonders gefährlicher

Betätigung.
Nicht mitversichert ist die persönliche Haftpflicht der
Schüler.

1.5 Mitversicherung von Nebenrisiken
1.5.1 Teil II Ziffer 2. 2 (Tierhalterhaftpflichtversicherung) gilt

bei Reitschulen, Pferdeverleih- und Pferdepensionsbe-
trieben gestrichen.

1.5.2 In Ergänzung von Teil II Ziffer 2 ist auch die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers mitversichert aus
dem Gebrauch von
– Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen,

a) die weder durch Motoren, noch durch Treibsätze
angetrieben werden und

b) deren Fluggewicht 5 kg (einschl. Zubehör wie
z. B. Leinen, Schnüre und Geschirr) nicht über-
steigt und



c) für deren Nutzung des Luftraumes keine behördli-
che Erlaubnis erforderlich ist. 

Soweit im Versicherungsfall eine Leistung aus einer ei-
genständigen Luftfahrt-Halterhaftpflichtversicherung
beansprucht werden kann, gehen diese Leistungsver-
pflichtungen vor. Dies gilt auch für den Fall, dass der
Versicherungsschutz über eine Gruppenversicherung
besteht.
– Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Se-

gelboote (auch Windsurfbretter) und eigene oder
fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren – auch
Hilfs- oder Außenbordmotoren – oder Treibsätzen.
Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch
von fremden Wassersportfahrzeugen mit Motoren,
soweit für das Führen keine behördliche Erlaubnis
erforderlich ist. 

2. Für Lagerei-, Speditions-, Stauerei-, Fuhr- und Kühl-
hausbetriebe und Frachtführer 

Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden am eingelager-
ten Gut.

3. Für Transportbetriebe (Lagerei-, Speditions-, Fuhr-,
und Verkehrsbetriebe etc. sowie Bestattungs-
institute) 

3.1 Deckungserweiterungen – Auslandsdeckung
In Erweiterung von Teil I Ziffer 5.2 ist – abweichend von
Ziffer 7.9 AHB – auch die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers wegen im europäischen Ausland
vorkommender Versicherungsfälle aus Anlass der Durch-
führung von Fahrten/Transporten eingeschlossen. Die
sonstigen Bestimmungen der Ziffer 5.2 bleiben unbe-
rührt.

3.2 Mitversicherung von Nebenrisiken
In Ergänzung von Teil II Ziffer 2 ist auch die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers mitversichert 
1. aus Besitz und Unterhaltung einer Kraftfahrzeugre-

paraturwerkstatt für den Eigenbedarf. Mitversichert
ist auch die Haftpflicht aus der gelegentlichen Re-
paratur oder Wartung fremder Fahrzeuge, nicht je-
doch Schäden an diesen Fahrzeugen;

2. aus Besitz, Verwendung sowie Verleih von Contai-
nern, nicht jedoch von Absetzmulden, Müll- und
Schuttcontainern u. ä.
Für Container, die mit einem Fahrgestell verbunden
sind oder die mit einem Kraftfahrzeug transportiert
werden, besteht Versicherungsschutz nur über die
betreffende Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung.

3. aus dem Besitz und der Verwendung von Wechsel-
aufbauten für LKW, LKW-Anhänger und Auflieger im
abgestellten Zustand, d. h. solange die Aufbauten
nicht mit einem Fahrgestell verbunden sind. Für
Wechselaufbauten, die mit einem Fahrgestell ver-
bunden sind, besteht Versicherungsschutz nur über
die für das Fahrgestell abgeschlossene Kraftfahrt-
Haftpflichtversicherung.

3.3 Deckungserweiterungen
In Ergänzung von Teil II Ziffer 4 gelten zusätzlich folgen-
de Deckungserweiterungen vereinbart:
Rangierschäden mit fremden Kraftfahrzeugen
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 und Zif-
fer 7.10.2 AHB – die Beschädigung von fremden Kraft-
fahrzeugen anlässlich des Bewegens dieser Kraftfahr-
zeuge auf eigenen und fremden Betriebsgrundstücken
(nicht auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen).
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse
in Ziffer 3.1.2 und in Ziffer 4.3.1 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. Der
Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,

so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten).
Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsan-
sprüche) und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an herge-
stellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben
bestehen.
Versicherungssumme siehe Versicherungsschein.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden
durch Umwelteinwirkungen umfasst, besteht kein
Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Versicherung.

4. Für Bauträger und Generalübernehmer 

4.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes
In Ergänzung von Teil I Ziffer 1 gilt zusätzlich:
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus allen sei-
nen sich aus der Betriebs-, bzw. Berufsbeschreibung
ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und
Tätigkeiten.
Insbesondere 
– aus der Unterhaltung eines Bürobetriebes sowie

von Beratungs- und Verkaufsstellen;
– aus der Planung von Bauvorhaben im Sinne von 

§ 15 HOAI durch eigenes Personal;
– aus der Beaufsichtigung der Bauvorhaben durch ei-

genes Personal – technische und geschäftliche
Oberleitung, örtliche Bauaufsicht, jeweils im Rah-
men des Leistungsbildes des § 15 HOAI – nicht je-
doch aus der Übernahme der verantwortlichen Bau-
leitung im Sinne der entsprechenden Bestimmun-
gen der jeweiligen Landesbauordnungen;

– aus der Beauftragung selbständiger Unternehmer
(Bauhaupt- und -nebengewerbe usw.), Sonderfach-
leute (Heizung, Klima, Lüftung, Sanitär usw.) sowie
selbständiger Architekten und Bauingenieure;

– als Verwalter/Besitzer der zu bebauenden Grund-
stücke und der zu errichtenden Häuser, Wohnein-
heiten nebst Gemeinschaftsanlage;

– aus dem Besitz von Musterwohnungen und Muster-
häusern sowie den dazugehörenden Vorführungen;

– aus dem Eigentum bereits errichteter, aber noch
nicht veräußerter Häuser und Wohnungen. Der Ver-
sicherungsschutz endet mit der Gebrauchsabnahme
durch Käufer oder sonstige Besitznachfolger, spätes-
tens jedoch sechs Monate nach Beendigung der
Bauarbeiten für das einzelne Projekt;

– als Bauherr sämtlicher Bauvorhaben, die unter sei-
ner Regie errichtet werden (Eigen-, Durchlaufs- und
Betreuungsbauten). Voraussetzung hierfür ist, dass
die Bauausführung an einen Dritten (selbständiges
Unternehmen) vergeben ist.
Soweit der Versicherungsnehmer im Einzelfall die
gesetzliche Haftpflicht eines Bauherrn (Kunden) in
dieser Eigenschaft vertraglich übernommen hat, be-
steht hierfür im Rahmen dieses Vertrages ebenfalls
Versicherungsschutz.
Die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers als Grundstückseigentümer ist während der
Bauarbeiten ebenfalls nach Maßgabe der Vertrags-
bestimmungen mitversichert. Dieser Versicherungs-
schutz endet jedoch jeweils bei Bezug der Häuser
(Wohnungen).

Erläuterung:
– Eigenbauten sind Bauvorhaben, die der Versiche-

rungsnehmer zunächst für sich selbst zum Zwecke
der späteren Vermietung errichten lässt.

– Durchlaufsbauten sind Bauvorhaben, die der Versi-
cherungsnehmer zunächst für sich selbst zum
Zwecke des späteren Verkaufs errichten lässt.

– Betreuungsbauten sind Bauvorhaben fremder Bau-
herren, die der Versicherungsnehmer technisch und
wirtschaftlich betreut.

4.2 Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6. 1 ist nicht versichert die
gesetzliche Haftpflicht 
– aus Gewährleistungsansprüchen und Schäden/

Mängeln an den Bauobjekten und alle sich daraus
ergebenden Vermögensschäden, wobei unerheblich
ist, ob der Ersatzanspruch aus dem Verantwor-
tungsbereich des Versicherungsnehmers oder eines
beauftragten Unternehmers oder Sonderfachman-
nes resultiert;

 



– aus Schäden durch bewusstes Abweichen von Ge-
setzen, behördlichen Vorschriften und Anweisungen;

– aus Schäden die darauf zurückzuführen sind, dass
der Versicherungsnehmer oder seine Angestellten
Fehler übersehen, die in Rechnungen, Aufstellun-
gen, Vor- und Kostenanschlägen oder Maßen in
Zeichnungen enthalten sind, deren Prüfung dem
Versicherungsnehmer übertragen war;

– aus Schadenfällen von Schwester-, Tochter- oder
sonstigen mit dem Versicherungsnehmerkapital-,
gewinn- und/oder personalmäßig verflochtenen Un-
ternehmen und Architekturbüros.

Nicht versichert ist die Haftpflicht der vom Versiche-
rungsnehmer beauftragten Unternehmer, Architekten,
Bauingenieure und Sonderfachleute.

5. Für landwirtschaftliche Lohn- und Lohnmaschinen-
betriebe, landwirtschaftliche Maschinengenossen-
schaften und -ringe
Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
Haftpflicht wegen Schäden der Genossen / Gesell-
schafter und ihrer Angehörigen, denen Maschinen über-
lassen wurden.

6. Für Landschaftsgärtnereien, Schädlingsbekämp-
fungsbetriebe (auch Pflanzenschutzbetriebe) 
Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
Haftpflicht aus der Anwendung von Pflanzenschutz-,
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln wegen
Schäden
– am behandelten Gut und allen sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden,
– durch bewusstes Abweichen von Gebrauchsanwei-

sungen und behördlichen Vorschriften,
– durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft.

7. Für Futtermittelhandelsbetiebe 
Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Perso-
nenschäden, die aus der Übertragung von Krankhei-
ten/Seuchen auf den Menschen resultieren (z. B. BSE
„Rinderwahnsinn“). Die Ausschlussbestimmungen der
Ziffer 7.18 AHB bleiben hiervon unberührt.

8. Für Betriebe der gewerblichen Tierhaltung und des
Tierhandels 

8.1 Deckungserweiterungen – Auslandsdeckung
In Erweiterung von Teil I Ziffer 5.2 ist – abweichend von
Ziffer 7.9 AHB – eingeschlossen die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers wegen im europäi-
schen Ausland vorkommender Versicherungsfälle aus
Anlass einer vorübergehenden gewerblichen Tätigkeit
bis zu einem Jahr. Dies gilt auch für die Inanspruchnah-
me als Halter oder Hüter von mitversicherten Tieren.

8.2 Mitversicherung von Nebenrisiken
Teil II Ziffer 2. 2 (Tierhalterhaftpflichtversicherung) gilt
gestrichen.

8.3 Für Hundezucht, Hundedressur und Hundehandel 
Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
Haftpflicht wegen Schäden an Figuranten (Scheinver-
brechern).

8.4 Für Wanderschäfereien
8.4.1 Risikoabgrenzungen

In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 ist nicht versichert die
Haftpflicht wegen Flurschäden.

8.4.2 Flurschäden (sofern besonders vereinbart, siehe Versi-
cherungsschein)
In teilweiser Abweichung von Ziffer 8.4.1 ist mitversi-
chert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus Flurschäden anlässlich des Ausbrechens von
Schafherden aus dem Pferch.

8.5 Für gewerbliche Mast- und Zuchtbetriebe sowie
Zuchtviehgenossenschaften
Risikoabgrenzungen
In Ergänzung von Teil I Ziffer 6.1 sind ausgeschlossen
Haftpflichtansprüche von Genossen/Gesellschaftern
und ihren Angehörigen wegen Schäden durch gewollten
oder ungewollten Deckakt durch bei ihnen eingestellte
Zuchttiere.

9. Für Bootsverleihbetriebe 
Mitversicherung von Nebenrisiken
In Ergänzung von Teil II Ziffer 2 gilt:
Mitversichert ist 
– die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-

mers aus Halten, Besitz und Gebrauch von Wasser-
sport-Fahrzeugen, die ausschließlich zur Vermietung
– ohne Berufsbesatzung – verwendet werden, und
deren Standort im Inland ist.

– die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verant-
wortlichen Führers und der sonst zur Bedienung
des Fahrzeugs berechtigten Personen;

– die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von
Wasserskiläufern und Schirmdrachenfliegern.

Nicht versichert ist
– die persönliche Haftpflicht des Wasserskiläufers und

des Schirmdrachenfliegers;
– die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Be-

teiligung an Motorbootrennen oder bei den damit im
Zusammenhang stehenden Übungsfahrten ereig-
nen.

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vor-
schrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit brenn-
baren oder explosiblen Stoffen verursachen.
Außerdem gilt:
– In Erweiterung zu Teil I, Ziffer 5.2 (Auslandsschäden)

gilt:
a) Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9

AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen im Ausland vorkommender
Versicherungsfälle.

b) im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines
Wassersport-Fahrzeugs in einem ausländischen
Hafen ist die etwa erforderliche Sicherheitsleis-
tung oder Hinterlegung ausschließlich Sache des
Versicherungsnehmers.

– Führen ohne vorgeschriebene behördliche Erlaubnis
Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem be-
rechtigten Führer gebraucht werden. Berechtigter
Führer ist, wer das Wassersportfahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür
zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht von
einem unberechtigten Führer gebraucht wird. 
Der Führer des Wassersportfahrzeugs darf das Was-
sersportfahrzeug nur mit der erforderlichen behörd-
lichen Erlaubnis benutzen. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Was-
sersportfahrzeug nicht von einem Führer benutzt
wird, der nicht die erforderliche behördliche Erlaub-
nis hat.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verlet-
zung von Obliegenheiten).

10. Für Fleischbeschauer 

Deckungserweiterungen – Vermögensschäden
Eingeschlossen sind in Ergänzung von Teil II Ziffer 4.1.1
Vermögensschäden (2. Spiegelstrich findet keine An-
wendung) infolge fahrlässig falscher Beurteilung oder
Kennzeichnung von Fleisch. 

11. Für Schmieden
Deckungserweiterungen
In Ergänzung von Teil II Ziffer 4 gilt:
Schäden an Tieren durch Hufbeschlag (sofern beson-
ders vereinbart, siehe Versicherungsschein) 
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.7 AHB –
Haftpflichtansprüche wegen Schäden an Tieren durch
Hufbeschlag oder Hufpflege (z. B. Beschneiden des
Horns) und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlun-
gen von Tieren. Die Regelungen der Ziffer 1.2 und der
Ziffer 7.8 AHB bleiben unberührt.
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.

12. Für Gaststätten- und Beherbergungsbetriebe

12.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes

 



In Ergänzung von Teil I Ziffer 1 gilt zusätzlich:
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus allen sei-
nen sich aus der Betriebs-, bzw. Berufsbeschreibung
ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und
Tätigkeiten.
Insbesondere aus
– Besitz und Betrieb von Fremdenzimmern, hoteleige-

nen Schwimmbädern, Saunen, Solarien, Fitnessräu-
men, Schießständen, Kegelbahnen, Sälen für Veran-
staltungen, Kinderspielplätzen einschl. Beaufsichti-
gung, Minigolfanlagen, Sportanlagen (z. B. Tennis-
plätzen) auf dem Betriebsgrundstück;

– der Vermietung von Fahrrädern, Strandkörben, Ski
und Schlitten an Beherbergungsgäste;

– der Durchführung von Veranstaltungen auf dem Be-
triebsgrundstück;

– der Lieferung von Speisen und Getränken außer
Haus.

12.2 Deckungserweiterungen
12.2.1 Belegschafts- und Besucherhabe

Teil II Ziffer 4.2 gilt nicht für Beherbergungs- und Res-
taurationsgäste.

12.2.2 In Ergänzung von Teil II Ziffer 4 gilt:
12.2.2.1 Schäden durch Bewegen fremder Kraftfahrzeuge

auf dem Betriebsgrundstück
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Be-
wegen fremder Kraftfahrzeuge auf dem Betriebsgrund-
stück ohne Schäden am bewegten Kraftfahrzeug (siehe
jedoch Ziffer 12.2.2.4). 
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse
in Ziffer 3.1.2 AHB und in Ziffer 4.3.1 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. Der
Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten).
Versicherungssumme (und/oder Selbstbeteiligung) siehe
Versicherungsschein.

12.2.2.2 Schäden an von Restaurationsgästen zur Aufbewah-
rung übergebenen Sachen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädi-
gung, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen
(ausgenommen Tiere, Kraftfahrzeuge aller Art mit Zu-
behör und Inhalt), die von Restaurationsgästen zur Auf-
bewahrung übergeben worden sind.
Versicherungssumme und/oder Selbstbehalt siehe Ver-
sicherungsschein

12.2.2.3 Schäden an von beherbergten Gästen eingebrach-
ten Sachen (sofern besonders vereinbart, siehe Versi-
cherungsschein) 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädi-
gung, Vernichtung oder Abhandenkommen der von den
beherbergten Gästen eingebrachten Sachen (ausge-
nommen Tiere, Kraftfahrzeuge aller Art mit Zubehör und
Inhalt).
Zu den eingebrachten Sachen gehören auch aufbe-
wahrte Sachen und solche, deren Aufbewahrung zu
Unrecht abgelehnt wurde.
Versicherungssumme und/oder Selbstbehalt siehe Ver-
sicherungsschein.

12.2.2.4 Schäden an von beherbergten Gästen eingestellten
Kraftfahrzeugen und an in diesen Fahrzeugen be-
findlichen privaten Reisegepäcks (sofern besonders
vereinbart, siehe Versicherungsschein) 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 und in
Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht aus Beschädigung, Vernichtung, Entwendung,
Abhandenkommen oder unbefugtem Gebrauch der ein-
gestellten Kraftfahrzeuge, deren Zubehör und des in
den eingestellten Kraftfahrzeugen befindlichen und für
den privaten Bedarf der Insassen bestimmten Reise-
gepäcks (ausgenommen sonstiger Inhalt und Ladung)

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Versicherungsschutz besteht nur, solange sich das
Kraftfahrzeug in verschließbaren Garagen, in Hofräu-
men oder umfriedeten Einstellplätzen befindet.
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die
Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte),
die das Fahrzeug oder Reisegepäck entwendet oder
unbefugt gebraucht haben.
Beim Bewegen fremder Kraftfahrzeuge auf dem Be-
triebsgrundstück gilt: 
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse
in Ziffer 3.1.2 AHB und in Ziffer 4.3.1 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. Der
Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten).
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein

12.2.2.5 Schäden an fremden Kraftfahrzeugen beim Zubrin-
gen und Abholen (sofern besonders vereinbart, siehe
Versicherungsschein) 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB –
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung und
Vernichtung von fremden Kraftfahrzeugen und deren
Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) beim Zu-
bringen und Abholen dieser Kraftfahrzeuge außerhalb
des Betriebsgrundstücks und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden. Auf die Risikoabgrenzungen
wird besonders hingewiesen.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. Der
Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,
so gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten).
Versicherungssumme und/oder Selbstbeteiligung siehe
Versicherungsschein.

12.2.2.6 Vertragshaftung
Bei Bahnhofgaststätten und Bahnhofshotels gilt zusätz-
lich:
In Ergänzung von Teil II Ziffer 4.9 ist eingeschlossen –
abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die der Deutsche
Bahn AG gegenüber auf Grund der Allgemeinen Ver-
tragsbedingungen für Nebenbetriebe der DB (AVN)
übernommene vertragliche Haftpflicht.
Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachte-
ten Gegenstände (Ziffer 7.6).

13. Für freischaffende Ingenieure/Architekten, Staatli-
che und kommunale Baubeamte, Vermessungsinge-
nieure im öffentlichen Dienst 

Deckungserweiterungen – Vermögensschäden, Ver-
letzung Datenschutzgesetze
Teil II Ziffer 4.1 gilt gestrichen.

14. Für Schausteller

Deckungserweiterung – Auslandsdeckung
Anstelle von Teil II Ziffer 5.2 gilt:
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB –
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen im europäischen Ausland vorkommender Versi-
cherungsfälle



– aus der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen,
Messen, Märkten und Jahrmärkten mit eigenen
Fahrgeschäften und/oder (Verkaufs-) Buden. Diese
Erweiterung ersetzt nicht eine eventuell vor Ort ab-
zuschließende Pflichtversicherung;

– aus Anlass von Bau-, Montage-, Wartungs- und Re-
paraturarbeiten (auch Inspektion und Kundendienst)
oder aus sonstigen Leistungen; 

– durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer
dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen.

und darüber hinaus wegen im Ausland vorkommender
Versicherungsfälle
– aus Anlass von Geschäft- und Dienstreisen oder

aus dem Besuch von Ausstellungen, Kongressen,
Messen und Märkten. Bau-, Montage-, Wartungs-
und Reparaturarbeiten (auch Inspektion und Kun-
dendienst) oder sonstige Leistungen gelten nicht als
Geschäftsreisen;

– durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind,
ohne dass der Versicherungsnehmer sie dorthin ge-
liefert hat oder hat liefern lassen.

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der
Haftpflicht für im Ausland gelegene Betriebsstätten
(z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Lä-
ger und dgl.). sowie eine Erweiterung des Export-, Ar-
beits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb Euro-
pas.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-
cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit
der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche
gegen den Versicherungsnehmer und die unter Ziffer 
3 1. genannten Personen aus Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches (SGB VII) unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB).
Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden –
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die
Versicherungssumme angerechnet.

Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts-
kosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekos-
ten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt
auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 
Bei Versicherungsfällen in USA und Kanada sowie de-
ren Territorien oder Ansprüchen, die in den USA und
Kanada sowie deren Territorien geltend gemacht wer-
den,
– findet eine evtl. vereinbarte Selbstbeteiligung (siehe

Versicherungsschein) bei Geschäftsreisen sowie bei
der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Mes-
sen und Märkten keine Anwendung 

Auf die Risikoabgrenzungen (Teil I Ziffer 6) wird beson-
ders hingewiesen.
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